
 

Für mehr grün und weniger Kriminelle in Basel-Stadt! 
 

Der Kantonalvorstand der Schweizer Demokraten beschloss nicht 
unerwartete Parolen für am 28. November… 
 
2 x Ja zur kantonalen Volksinitiative zur Förderung des OeV, Fuss- und Veloverkehrs im 
Kanton Basel-Stadt (Städte-Initiative) und zum Gegenvorschlag. Bei der Stichfrage (wenn 
Initiative und Gegenvorschlag angenommen werden) empfehlen die Schweizer Demokraten  
zugunsten der Initiative zu votieren.  
Die Schweizer Demokraten wollen keine weitere, massive Zuwanderung in den Kanton 
Basel-Stadt. Die obgenannte Initiative postuliert mit Recht die Förderung des öffentlichen 
Verkehrs und verlangt weniger Strassen und weniger motorisierten Individualverkehr 
(der auch durch weitere Zuzüger verursacht wird). Der Gegenvorschlag geht bei diesen 
Zielen weniger weit – will plafonieren - , ist aber unsterstützungswürdig. Bei der Stichfrage 
ist die konsequentere Initiative zu unterstützen. 
 

Ja zur  Ausschaffungsinitiative sagen die Schweizer Demokraten. Die Schweiz ist zum 
Eldorado der kriminellen Ausländer geworden. Die Behörden haben dieses belastende 
Problem für die Bevölkerung seit Jahren verschlafen. Ein anständiger Mensch wird nicht 
kriminell! Jene Ausländer, die schwere Straftaten verübt haben, sollen nach Verbüssung 
ihrer Strafe unser Land verlassen müssen. Mitleid und Solidarität gebührt den Opfern 
krimineller Taten - und nicht den Tätern!    
Der Gegenvorschlag ist leider eine Mogelpackung – der von den politischen Gegnern der 
Ausschaffungsinitiative in Bern präsentiert wird. Damit könnten die Richter den 
Schwerkriminellen wieder entgegenkommen und sanfte und „humane“ Urteile aussprechen 
und dies - wenn immer möglich - ohne dem Täter das Aufenthaltsrecht in der Schweiz zu 
entziehen. Deshalb Nein zum unnützen Gegenvorschlag! 
Bei der Stichfrage soll das Kreuz zugunsten der Initiative gemacht werden!  
   

Ja zur Steuergerechtigkeits-Initiative! Ist es eidgenössisch, wenn reiche Schweizer in 
steuergünstige Kantone umziehen? Können dies normale Arbeitnehmer und Kleingewerbler 
auch machen? Wer sind hier die Dummen? Solidarität geht doch auch übers Portemonnaie! 
 
29.10.10                                                                               Schweizer Demokraten  BS 
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